
rbeit zu finden, ist für viele
Menschen, trotz zahlreicher
freier Stellen und guter Auf-

tragslage in den Unternehmen, nicht
selbstverständlich. Oft sind der feh-
lende Berufsabschluss oder eine be-
reits länger andauernde Arbeitslosig-
keit Hürden auf dem Weg in eine
neue Beschäftigung. Wenn dann
noch gesundheitliche Beeinträchti-
gungen, Schulden oder fehlende Be-
treuungsmöglichkeiten für die Kin-
der hinzukommen, scheint es den
Betroffenen aussichtslos, eine An-
stellung zu finden. Ursächlich für
den Misserfolg sind nicht allein De-
fizite im Bereich von Fach-, Selbst-
und sozialer Kompetenz, sondern
auch gesundheitliche und soziale
Probleme sowie ein regional unter-
schiedlich ausgeprägtes Angebot ins-
besondere an Einfacharbeitsplätzen.

Für diese Langzeitarbeitslosen
brauchen wir im Rahmen langfristig
angelegter individueller Integra-
tionsstrategien ein breites Angebot
an Qualifizierungs- und Beschäfti-
gungsmöglichkeiten. Unabhängige
Untersuchungen belegen, dass mit
einer intensiven, beschäftigungs-
orientierten und ganzheitlichen Be-
treuung auch Arbeitslose in proble-
matischen Lebenslagen wirkungsvoll
unterstützt werden können. Dabei
zeigt sich bei verschiedenen Modell-
projekten und Gesprächen mit Prak-
tikern, dass wir keine grundsätzlich
anderen Wege gehen müssen als bis-
her. Die Projekte und Maßnahmen
waren jedoch nicht immer auf die
einzelnen Problemlagen der Betrof-
fenen zugeschnitten, hatten nicht im-
mer einen ganzheitlichen Ansatz
oder waren zu kurzfristig angelegt.

Bei Langzeitbeziehern ist es
wichtig, den gesamten Menschen mit
seinem Umfeld in die Lösung einzu-
beziehen. Nur dann kann ein nach-
haltiger Erfolg erreicht werden. Die

fehlende berufliche Qualifikation ist
nicht alleiniger Ansatzpunkt.

Anhand eines Modellprojektes
möchte ich vorstellen, wie ich mir
eine langfristige Betreuung in die-
sem ganzheitlichen Sinne wünsche:
In einem von meinem Hause geför-
derten Projekt mit dem Jobcenter
Bitburg-Prüm und dem Träger
„Alibi“ werden solche integrativen
Ansätze umgesetzt und auf ihre Pra-
xistauglichkeit hin überprüft. Ziel
des Projektes ist es, die Lebenssitua-
tionen der Teilnehmenden zu stabili-
sieren und ihr Selbstwertgefühl dau-
erhaft zu stärken. So werden die Vor-
aussetzungen für eine nachhaltige
Arbeitsmarktintegration geschaffen.
Zu den Fortschritten zählt auch,
wenn es gelingt, in ein Praktikum
oder Ehrenamt zu vermitteln. 

Der Betreuer stellt zunächst nicht
den Fokus auf die Stellenrecherche,
sondern betrachtet den Menschen
ganzheitlich. Dabei werden die vor-
handenen oder noch zu fördernden
Fähigkeiten der Teilnehmenden er-
mittelt und in beruflicher Hinsicht

genutzt. Ebenso werden Hilfestellun-
gen in vielen Lebenssituationen wie
Schuldenregulierung, Behörden-
gänge oder rechtliche Unterstützung
gegeben. Auch bei erfolgreicher Ar-
beitsvermittlung eines Teilnehmers
endet die Betreuung nicht, um bei
eventuellen Startschwierigkeiten
unterstützend zur Seite stehen zu
können. Auf diese Weise wird die
Nachhaltigkeit der Hilfestellung
durch weiterhin intensiven Kontakt
zu den Teilnehmern sichergestellt 

Bei diesem Projekt wird deutlich,
wie verfestigt die Lebenssituation
vieler Langzeitbezieher ist. Viele
Teilnehmer haben sich mit ihrer Si-
tuation arrangiert. Veränderungen er-
scheinen ihnen aus ihrer subjektiven
Sicht nicht möglich. An dieser Stelle
ist es wichtig, die Betroffenen lang-
sam und konsequent zu persönlichen
Veränderungen hinzuführen und sie
auf positive Entwicklungen aufmerk-
sam zu machen. Mut vermitteln und
das Selbstwertgefühl steigern sind
hier die Schlagworte. Obwohl das
Projekt erst seit wenigen Monaten

läuft, zeichnen sich bereits erste Er-
folge ab. Dies verdeutlicht, dass das
Konzept der ganzheitlichen Heran-
gehensweise Früchte trägt.

Ähnliche Ergebnisse brachte der
von meiner Fachabteilung durchge-
führte Workshop mit Praktikern aus
den Jobcentern. Diese haben darge-
stellt, dass für eine erfolgreiche Ar-
beit gut qualifizierte Betreuer in den
Jobcentern die Grundvoraussetzung
sind. Wichtig für den Erfolg des Pro-
jekts ist außerdem, dass sich zwi-
schen dem Betreuer und dem Lang-
zeitarbeitslosen ein Vertrauensver-
hältnis entwickelt. Dazu gehört auch
die bereits im Modellprojekt umge-
setzte unbedingte Freiwilligkeit.
Menschen bauen nur dann ein Ver-
trauensverhältnis zueinander auf,
wenn sie offen und ohne Zwang mit-
einander umgehen können. 

Damit solch eine Beziehung ent-
stehen kann, bedarf es Zeit und auch
einer Erhöhung der Kontaktdichte,
wie es bei der Bundesagentur heißt.
Dies bedeutet konkret eine Intensiv-
betreuung des Personenkreises durch
den Fallmanager. Kann das Jobcen-
ter dies nicht leisten, muss es durch
einen Träger sichergestellt werden.
Elementare Grundlage ist die frei-
willige Teilnahme. Nur so ist ge-
währleistet, dass der Betroffene mo-
tiviert ist und bereit für Verände-
rung. Die Arbeitsweise des Trägers
ist bei diesem Projekt geprägt durch
Hausbesuche und intensiven Einzel-
kontakt. Das jeweilige soziale Um-
feld wird einbezogen.

� Redaktionell gekürzte Fassung
des Vortrags der rheinland-pfälzi-
schen Sozialministerin Malu Dreyer
auf dem vom Diakonischen Werk
Pfalz und der Evangelischen Akade-
mie der Pfalz veranstalteten Aktions-
tag Langzeitarbeitslosigkeit am 20.
April 2012 in Pirmasens.

Den Menschen 
als Ganzes sehen
Sozialministerin Malu Dreyer über ein Modellprojekt
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Die Frage nach der gesellschaft-
lichen Unternehmensverantwortung,
im Englischen Corporate Social Res-
ponsibility (CSR) genannt, erfährt
zunehmende gesellschaftliche und
wissenschaftliche Beachtung. Dabei
gestaltet sich die Dis-
kussion inhaltlich sehr
heterogen: Einerseits
besteht die klassische
l ibera l -ökonomische
Idee fort, wonach CSR
als Kostenfaktor be-
trachtet wird, der ent-
weder schlichtweg den
Organisationszielen zu-
widerläuft oder sich zu-
mindest langfristig für
die einzelne Organisa-
tion nachprüfbar auszahlen muss.
Andererseits betonen eher normative
wirtschaftsethische Ansätze die Ver-
antwortung der Unternehmen gegen-
über der Gesellschaft.

Nicht zu vergessen ist die sehr
einflussreiche öffentliche Betrach-
tungsweise, wonach CSR reine Rhe-
torik und Grünfärberei sei. Demge-
genüber stehen neuere sozialwissen-
schaftliche und interdisziplinäre An-
sätze, welche sich nicht an den skiz-
zierten Extrempositionen abarbeiten,
sondern eine gesellschaftliche Ein-
bettung des Wirtschaftssystems kon-
statieren. Damit verschiebt sich der
Fokus von normativen Forderungen
hin zu einer soziologischen Analyse
der Wirtschaft. Unternehmen können
also demzufolge nicht länger als iso-
lierte Spieler betrachtet werden, die
unbeirrbar einem rein finanziellen
Kosten-Nutzen-Kalkül folgen, sie
müssen vielmehr als gesellschaftlich
eingebundene Teile eines Funktions-
systems betrachtet werden.

Ausgehend von letzterer These
der gesellschaftlichen Einbettung
von Wirtschaftsunternehmen stellt
sich die Frage nach der Regulation
von CSR, also der Sicherstellung,
dass es sich dabei eben nicht um
reine Rhetorik handelt.

Dafür ist jedoch zunächst eine
Definition des Begriffes Corporate
Social Responsibility an sich not-
wendig. Diese fällt überraschend
schwer, da es sich hier nicht um eine
geschützte Kategorie handelt und es
keinen paradigmatischen Aufsatz
gibt, welcher allgemein akzeptiert
wäre. Ebenso stellt sich die Frage
nach dem Verhältnis von Ethik und
Wirtschaft. Ausgangspunkt ist der
philosophische Ethikbegriff, welcher
die Grundlage bietet für weitere Ar-
beiten zum problematischen Verhält-

Luitpoldstrasse

Editorial Wirtschaft und Ethik

Akademiedirektor Christoph Picker.

Jahrelang haben wir die Verschul-
dung öffentlicher Haushalte als
Selbstverständlichkeit betrachtet.
Seit der Bankenkrise 2007 wird im-
mer klarer: Es gibt hier ein Problem.
Auch im prosperierenden Deutsch-
land. Die privaten Vermögen wach-
sen. Die Staatsverschuldung steigt.
Das Gemeinwesen wird verpfändet
an privat. Kein Wunder, dass die
Gläubiger immer stärkeren Einfluss
gewinnen. Über Zinsentwicklung
und Kapitalmärkte beeinflussen die
Banken politische Entscheidungen.
Insbesondere auf kommunaler Ebene
– das wurde auf unserer November-
tagung „Kirche findet Stadt“ deut-
lich – werden die politischen Hand-
lungsspielräume immer geringer.

Wie können unter diesen Um-
ständen Lebensqualität und Sozial-
versorgung vor Ort sichergestellt
werden? Klar stellt sich die Frage
nach der Effizienz öffentlicher
Dienstleistungen. Eine Kultur der
Wohltätigkeit und des Ehrenamts
kann vieles kompensieren, was sonst
der Staat leisten müsste. Familien,
Nachbarschaften, Kirchengemeinden
und Vereine bieten attraktive und
menschennahe Möglichkeiten, das
Miteinander vor Ort human zu ge-
stalten. Aber auch hier müssen Kon-
zepte entwickelt und die Rahmenbe-
dingungen gemeinsam geschaffen
werden: Gemeinwesenorientierte So-
zialstrukturen, Quartiersmanagement
und intelligente Kommunalplanung
gibt es nicht umsonst.

Es ist ein deutlicher Trend, dass
die Öffentlichkeit auf Steuerge-
schenke inzwischen sehr differen-
ziert reagiert. Langsam beginnt sich
so etwas wie ein neues Steuerethos

abzuzeichnen. Viele merken: Wir
können weder permanent auf Pump
leben noch auf die politische Gestal-
tung des öffentlichen Raumes ver-
zichten. Deshalb müssen Bürgerin-
nen und Bürger bei entsprechender
Leistungsfähigkeit auch Steuerbür-
ger sein. Jesus hat sich zur Steuer-
frage ganz pointiert geäußert. Mit
Blick auf das der Münze eingeprägte
Herrscherbild meinte er: „Gebt dem
Kaiser, was des Kaisers ist, und
Gott, was Gottes ist.“ Mitunter fal-
len Steuerzahlen und Gottesdienst
auch in eins. In der Akademie disku-
tieren wir, was im Blick auf Wirt-
schaftlichkeit und die Entwicklung
der Sozialsysteme vernünftig und
ethisch verantwortbar ist. In dieser
Ausgabe der „Protexte“ dokumentie-
ren wir einige dieser Debatten.

Ihr Akademiedirektor

Hausmitteilung
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nis von soziologischer Systemtheorie
und Ethik. Prägend sind hier die Ar-
beiten von Niklas Luhmann und Jo-
sef Wieland, die in der Arbeit disku-
tiert und in einem alternativen Vor-
schlag wieder aufgegriffen werden,

der über bestehende Or-
thodoxien hinausgeht.

Auf dieser Grund-
lage wird dann der
Frage nachgegangen,
wie eine sinnvolle und
vor dem Hintergrund
einer globalisierten
Welt gangbare Regula-
tion des Wirtschaftssys-
tems in Bezug auf CSR
aussehen könnte. Auch
hier liegt wieder die

Annahme zugrunde, dass Unterneh-
men in einen gesellschaftlichen Kon-
text eingebettet sind ebenso wie die
Beobachtung einer zunehmenden
Entgrenzung der einzelnen gesell-
schaftlichen Funktionssysteme hin
zu globalen Zusammenhängen. Diese
systemtheoretische Gesellschaftsana-
lyse bildet den nächsten Schritt und
das Fundament für alle regulatori-
schen Überlegungen.

Die Regulation von Wirtschaft
wird aus einer soziologisch-rechts-
theoretischen Perspektive betrachtet.
Inhaltlich wird ein Spannungsfeld
behandelt, welches die aktuelle be-
obachtbare publizistische wie auch
politische Neigung zurück zu natio-
nalstaatlicher Regulation von Wirt-
schaft einerseits, als auch den Trend
der vergangenen Jahre zu einer De-
regulierung vor dem Hintergrund ei-
ner zunehmenden Globalisierung an-
dererseits umfasst. Die Dissertation
orientiert sich dabei an bereits beste-
henden Möglichkeiten der Regula-
tion in Bezug auf CSR. Dabei ist zu
unterscheiden zwischen national-
staatlichem Recht, transnationalen,
völkerrechtsbasierten Rechtsregimen
und rein privaten Rechtsregimen.
Insbesondere für die im Fokus der
Arbeit stehenden privaten Rechtsre-
gime stellt sich die Frage nach der
Legitimität dieser Regulationsart.
Hier hilft die Illustration der theore-
tischen Diskussion durch zahlreiche
in einer anschließenden Praxisstudie
vorgestellte Beispiele für die globale
Regulation von CSR.

Am Ende stellt sich die leitende
Frage der Arbeit noch einmal, wie
eine effektive und nachhaltige Unter-
nehmensregulation in Bezug auf
CSR aussehen kann. Die Antwort
gibt die Dissertation: in der Form
neuer, globaler Rechtsformen.

Unternehmen

müssen als Teile

eines gesellschaft-

lichen Funktions-

systems betrachtet

werden.

Können Unternehmen gesellschaftlich verantwortungsvoll wirtschaften
oder ist ihr Bemühen um Corporate Social Responsibility reines Marke-
ting und greenwashing? Wie kann in einer globalisierten Welt mit über-
forderten Nationalstaaten nachhaltiges Wirtschaften sichergestellt wer-
den? Mit diesen Fragen befasst sich Studienleiter Jan Hendrik Quandt in
seiner in Kürze im Metropolis-Verlag erscheinenden Dissertation.



uch unabhängig von der Er-
werbsarbeit kommt es darauf
an, die Führung eines Lebens

in Würde zu ermöglichen. Chancen
für einen gesicherten Lebensunter-
halt, für soziale Kontakte und für
persönliche Entfaltung gehören
dazu. Jeder Mensch hat das Recht
auf ein menschenwürdiges Leben
und auf Existenzsicherung. Des-
wegen brauchen wir Programme für
zusätzliche außerbetriebliche Ausbil-
dung für junge Menschen, die es im
betrieblichen Rahmen nicht schaf-
fen. Auch Langzeitarbeitslose mit
schlechten Vermittlungsaussichten
brauchen Perspektiven.

Von den rund drei Millionen Ar-
beitslosen befinden sich nur etwa 30
Prozent im Bezug des Arbeitslosen-
geldes I, während 70 Prozent in
Hartz IV festsitzen. Fast 800 000 da-
von sind Langzeitarbeitslose. Wäh-
rend beim Arbeitslosengeld I eine
rege Vermittlungstätigkeit vorhanden
ist und die Bundesregierung nicht
müde wird, ihre arbeitsmarktpoliti-
schen Erfolge zu feiern, bewegt sich
bei Hartz IV so gut wie nichts. Darü-
ber können auch die bereits zur Ge-
nüge entlarvten statistischen Tricks
der Regierung nicht hinwegtäuschen.

Alle arbeitsmarktpolitischen Ak-
teure wissen, dass wir in Hartz IV
mindestens 400 000 erwerbsfähige
Personen haben, die auf dem ersten
Arbeitsmarkt kaum noch zu vermit-
teln sind. Es geht um Menschen, die
vielfach mit pädagogischer und sozi-
alarbeiterischer Hilfe wieder an die
Anforderungen eines Arbeitsalltages
herangeführt werden müssen. Viele
sind gesundheitlich so
beeinträchtigt, dass sie
nicht mehr als drei
Stunden am Tag arbei-
ten können, und diese
drei Stunden nicht ein-
mal immer am Stück.
Wohin sollen wir diese
Menschen auf einem
Arbeitsmarkt, der nach
hoch qualifizierten
Fachkräften schreit,
vermitteln? Wenn die
Betriebe sagen würden: „Ja, wir hel-
fen diesen Menschen“, wäre uns
nichts lieber als das. Aber die Rea-
lität sieht ganz anders aus. Und wo
der sogenannte erste Arbeitsmarkt
nicht in der Lage ist, das Problem zu
lösen, ist es eine Frage sozialstaat-
licher Verantwortung, eine Frage der
Menschenwürde, öffentlich geför-
derte Beschäftigung für diese Ar-
beitslosen vorzuhalten.

Dazu bedarf es flexibler arbeits-
marktpolitischer Instrumente, die zu-
verlässig finanziert werden müssen
und nicht ständig zur Verfügungs-
masse kurzfristiger fiskalischer Kal-
küle werden dürfen. Die sozialen In-
tegrationsleistungen, die Beschäfti-
gungsträger erbringen, müssen aner-
kannt und gefördert werden. Die ak-
tuelle arbeitsmarktpolitische Instru-

mentenreform ist eine Katastrophe
für die betroffenen Menschen und
führt zu einem flächendeckenden
Zusammenbruch der sozialen Arbeit
in diesem Bereich. Dahinter steht
der politische Ansatz, dass man nur

in diejenigen Men-
schen investieren
möchte, bei denen es
sich ökonomisch
„lohnt“. Dagegen müs-
sen wir in Kirche und
Diakonie anwaltschaft-
lich unsere Stimme er-
heben. Mit der Instru-
mentenreform wird die
Perspektivlosigkeit der
Langzeitarbeitslosen
weiter verfestigt. Alle

Rhetorik von Effizienz und besserer
Vermittlung kann nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass die Bundesregie-
rung mit ihren derzeitigen Maßnah-
men den schleichenden Tod der Hil-
fen für Langzeitarbeitslose besiegelt.

Daher unsere bleibende Forde-
rung: Die öffentlich geförderte Be-
schäftigung muss ausgebaut werden,
und zwar in existenzsichernder und
möglichst in sozialversicherungs-
pflichtiger Form sowie basierend auf
Anreizen, Wertschätzung und indivi-
dueller Förderung. Statt der über-
flüssigen Einführung neuer Modelle
sollten besser die vorhandenen qua-
litativ ergänzt und ausgebaut wer-
den. Dieser Ausbau sollte es ermög-
lichen, für langzeitarbeitslose Men-
schen, für die keine Jobs auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt vorhanden

sind, finanziell auskömmliche, tarif-
lich entlohnte, sinnstiftende und
dauerhaft öffentlich geförderte Ar-
beitsplätze einzurichten. Die Diako-
nie schlägt zur Finanzierung öffent-
lich geförderter Beschäftigung den
Passiv-Aktiv-Transfer vor. Sein
Grundgedanke liegt darin, soziale
Transferleistungen in solche der Ar-
beitsförderung umzuwidmen. 

Die Bundesregierung hat in den
letzten Jahren eine Reihe von famili-
enpolitischen Regelungen getroffen,
von denen vor allem Familien mit
kleineren Kindern profitiert haben.
Durch diese grundsätzlich begrü-
ßenswerten Schwerpunktsetzungen
ist jedoch der förderliche Blick auf
die Lebensphase Jugend ins Hinter-
treffen geraten. Jugendliche haben in
Deutschland ungleiche Chancen. Ei-
ner größer werdenden Gruppe von
jungen Menschen gelingt es nicht,
die ihnen zur Verfügung stehenden
Chancen so zu nutzen, dass sie zu ei-
genverantwortlichen, gemeinschafts-
fähigen und solidarischen Mitmen-
schen werden. Sie durchbrechen die
prekären Lebenslagen, in die sie oft
genug hineingeboren wurden, nicht
aus eigener Kraft und sind gefährdet,
dauerhaft abhängig von sozialen
Transferleistungen zu bleiben.

Die Zahl der Schulabgänger ohne
Abschluss ist in Deutschland unver-
ändert hoch. Die Vermittlung in die
duale Ausbildung gestaltet sich
schwierig; die direkte Einmündung
in Beschäftigung nach einer Ausbil-
dung ist rückläufig. Davon sind Ju-

gendliche mit Migrationshintergrund
besonders betroffen. Da viele junge
Menschen von Arbeitslosigkeit be-
troffen sind, sind die Instrumente der
beruflichen Integrationsförderung
konsequenter als bisher für eine
Qualifizierung der jugendlichen
Leistungsempfänger zu nutzen.

In unmittelbarer Verknüpfung
steht dazu die Forderung nach der
Straffung und Neuordnung des Über-
gangs von der Schule ins Arbeitsle-
ben. Nicht Sondermaßnahmen und
unübersichtliche Einzelprogramme
mit je eigenen Forderungs-, Förde-
rungs- und Finanzierungslogiken
sind erforderlich, sondern ein strin-
gentes Regelsystem, das einerseits
klare Wege vorzeichnet, andererseits
aber auch individuelle Umwege er-
laubt und Länder, Kommunen,
Schulbehörden sowie die Wirtschaft
in die Verantwortung einbezieht.

Für unter 25-jährige junge Men-
schen mit besonderem Förderbedarf
ist der Erhalt der außerbetrieblichen
Ausbildung unverzichtbar. Dies zeigt
auch die hohe Zahl der Ausbildungs-
abbrüche. Berufsvorbereitung und
Ausbildung müssen eine konstante
Förderung erhalten; für die Jugend-
werkstätten, Lernbetriebe und Pro-
duktionsschulen ist eine verlässliche
Kernfinanzierung unverzichtbar.

Was uns etwas wert ist, darf auch
seinen Preis haben. Wir halten uns
an die Grundsätze des Sozialrechts:
„Wer weniger im Leben hat, muss
viel an Recht und Zuwendung erfah-
ren“ (Helmut Simon).

Hintergrund

Demonstration in Essen: Forderung nach einer anderen Wirtschafts- und Sozialpolitik.                                           (Foto: epd)

Wir müssen in

Kirche und

 Diakonie

 anwaltschaftlich

unsere Stimme

 erheben.

A

Solidarität hat ihren Preis
Gerechte Teilhabe im Kontext von Langzeitarbeitslosigkeit

Wolfgang Gern, der Vorsitzende des Diakonischen Werks der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau,
 forderte beim „Aktionstag Langzeitarbeitslosigkeit“ in Pirmasens einen Ausbau der öffentlich geförderten Be-
schäftigung, um Menschen, die keine Chance auf dem Arbeitsmarkt haben, ein Leben in Würde zu ermög-
lichen. Ebenso müsse die außerbetriebliche Ausbildung für junge Menschen gefördert werden. Die „Protexte“
dokumentieren Ausschnitte aus seinem Vortrag. 



ie kommt es, dass die ableh-
nende Haltung gegenüber dem
Christentum und den Kirchen

bei Meinungsmachern zurückgegangen
ist und die Kirchen sogar als wichtige
zivilgesellschaftliche Kraft gesehen
werden? Eine Erklärung ergibt sich aus
der Sicht der von der Studie befragten
Journalisten, dass „die Kirchen Orien-
tierung geben, indem sie helfen, die ei-
gene religiös-kulturelle Identität zu
stärken“.

Beruhigen diese Äußerungen dieje-
nigen, die in den Kirchen Verantwor-
tung für die Medienarbeit tragen? Oder
müssen wir uns auf die nächste Kam-
pagne deutscher Leitmedien vorberei-
ten, die zum Beispiel „Kirche und
Geld“ zu ihrem Lieblingsthema erkoren
haben? Und was nutzt uns das Lob füh-
render Journalisten, wenn Berichter-
statter für Lokalredaktionen nicht ein-
mal katholische und evangelische Kir-
che unterscheiden können?

Kirchliche Medienarbeit kann sich
jedoch nicht nur nach öffentlicher und
veröffentlichter Meinung richten. Sie
hat einen Auftrag, der weiter reicht. Er
reicht zurück in die Anfänge der „Men-
schenfischer“ und ihren Netzen rund
um den See Genezareth, und er reicht
nach vorne in die Netzgemeinden welt-
weit. Der Auftrag reicht horizontal
nach oben ins Jenseits der
endlichen Erfahrungswelt,
und vertikal nach unten in
die Welt, wie wir sie erle-
ben und gestalten.

Kirche braucht Öffent-
lichkeit, weil unser
Glaube von Anfang an öf-
fentlich ist. Wir machen
Gott, den Schöpfer, Voll-
ender und Erlöser der Welt
publik. Mit unserem Re-
den und durch unser Han-
deln, in den Gottesdiensten und in der
Diakonie. Wir verkündigen die gute
Nachricht. Nachrichten leben davon,
dass sie weitergegeben werden in
unterschiedlicher Gestalt und mit viel-
fältigen Mitteln. Die Reformatoren ha-
ben das schon gewusst und setzten das
modernste Medium ein, das ihnen zur
Verfügung stand, den Buchdruck. In
Form von Flugblättern und Flugschrif-
ten machten sie das Evangelium publik.
Sie benutzten die Sprache, die die
Menschen verstanden. 

Knapp 400 Jahre später bestand die
erste Rundfunksendung aus dem Lied
„Oh, heilige Nacht“ und dem Bibelvers
„Ehre sei Gott in der Höhe und Frieden
auf Erden und den Menschen ein Wohl-
gefallen“. Warum sollten wir weitere
100 Jahre später auf die Medien Radio,
Fernsehen, Internet sowie die Kommu-

nikationsmöglichkeiten e-mail, SMS,
Blogs und Twitter verzichten?

Technik allein reicht jedoch nicht
aus. Wir brauchen Menschen, die be-
zeugen und überzeugen, die immer
wieder neu vom Glauben reden; in un-
serer Zeit und in unserer Sprache. Wir
können dabei zurückgreifen auf die
Glaubenserfahrungen der Menschen,
die uns in der Bibel überliefert sind;
und auf die Erfahrungen all derer, die
in deren Nachfolge standen und stehen.

Philipp Melanchthon, der große
Lehrer der Reformation, hat vom Predi-
gen als „publice docere“, also als ei-
nem öffentlichen Kundtun und Lehren
gesprochen, das die Gewissen der Ein-
zelnen trösten, schärfen und orientieren
soll. Umso mehr sind wir heute dazu
verpflichtet, da andere mit ihren Welt-
und Menschenbildern in die Öffentlich-
keit drängen. Auftrag und Aufgabe
kirchlicher Medienarbeit ist es, in der
Vielfalt der Stimmen die eigene protes-
tantische Stimme zu erheben, profiliert
und professionell. Von diesem Auftrag
und dieser Aufgabe her haben wir vier
große Handlungsfelder zu bearbeiten.

Wir müssen die vielfältigen Kom-
munikationstechniken, vom persön-
lichen Gespräch über Zeitschriften bis
zu Internet und sozialen Netzwerken
für die innerkirchliche Information nut-

zen. Darüber hinaus haben
wir christliche Inhalte und
Positionen in die mediale
Öffentlichkeit zu transpor-
tieren, um so die ganze
Gesellschaft zu erreichen.
Zum Dritten sehen wir es
als unseren Auftrag an,
die Medien und die damit
verbundenen Technolo-
gien kritisch und kons -
truktiv zu begleiten. Dar-
aus ergibt sich schließlich

viertens unsere Aufgabe, im Bereich
der Medienbildung dafür Sorge zu tra-
gen, dass neben technischen Fähigkei-
ten und Fertigkeiten auch die Kompe-
tenzen der Informationsbeschaffung,
der Einordnung und der Urteilskritik
vermittelt werden. Als Kirche bewegen
wir uns mit unserer Medienarbeit zwi-
schen Mandat und Markt, zwischen
christlichem Auftrag und säkularen An-
geboten. Was das konkret für die Evan-
gelische Kirche der Pfalz bedeutet, wie
sie sich zwischen Mandat und Markt
bewegt, soll beispielhaft dargestellt
werden.

Zum Wesen der Kirche gehören
Kommunikation und Öffentlichkeit.
Die sich wandelnde Medien- und Infor-
mationsgesellschaft verpflichtet die
Kirche, die ihr anvertraute gute Nach-
richt als eine öffentliche, an die ganze

Gesellschaft gerichtete Botschaft zu
verkünden. Insofern entspricht die Me-
dienarbeit dem Kernauftrag der Kirche.
Die landeskirchliche Medienarbeit zielt
darauf ab, die Kirche kommunikations-
fähiger zu machen und das Vertrauen in
die Kirche zu stärken. Die gezielte Ge-
staltung der Kommunikation der Kirche
nach außen wie nach innen erweist sich
als umso notwendiger, je differenzierter
sich die Welt der Medien und der sozia-
len Kommunikation darstellt und je
mehr Institutionen, Gruppen, Unterneh-
men und Initiativen sich um öffentliche
Aufmerksamkeit bemühen.

Für den Arbeitsbereich Pressearbeit
gilt: Zielgruppen der Kommunikation

sind die Multiplikatoren, insbesondere
die Journalisten. Sie werden zeitnah
mit Fakten und Hintergrundinformatio-
nen ausgestattet, sodass sie korrekt
über das kirchliche Geschehen berich-
ten können. In den Redaktionen gibt es
nur wenige Fachjournalisten, die über
ein detailliertes Wissen zu Kirche und
Theologie verfügen. Deshalb muss die
Pressestelle Informationen in Form von
Meldungen, Dokumentationen und Bil-
dern sowie in Pressekonferenzen und
Hintergrundgesprächen vermitteln. 

Der Bereich Öffentlichkeitsarbeit
gliedert sich in eine interne und eine
externe Kommunikation. Die externe
geschieht in Form von Darstellungen

über die Kirche, ihre Einrichtungen und
das Leben in den Gemeinden, zum Bei-
spiel Informationen zur Kirchensteuer,
Kircheneintritt und so weiter oder
durch Öffentlichkeitsinitiativen. Ziel
dieser Arbeit ist es, die Botschaft, das
Angebot und die Bedeutung der Kirche
für die Menschen herauszustellen, ihr
öffentliches Image zu verbessern, ihre
Akzeptanz zu erhöhen. 

Die interne Kommunikation wendet
sich an haupt- und ehrenamtliche Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter und in-
formiert diese über landeskirchliche
und gemeindeübergreifende Themen.
Zu ihren Instrumenten zählen Mitarbei-
termedien und das Intranet, die persön-

liche Kommunikation im Arbeitskreis
der Öffentlichkeitsarbeiter oder das
Fortbildungsangebot für Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter im Bereich der ge-
meindlichen Öffentlichkeitsarbeit. 

Im Bereich Internet werden alle
Menschen angesprochen, von Distan-
zierten bis Engverbundenen, und die
christliche Botschaft sowie Informatio-
nen über Kirche auf dem Wege moder-
ner Technologie verbreitet. Mit der
Adresse www.evkirchepfalz.de sind so-
wohl die öffentlichen Inhalte der Lan-
deskirche als auch die Seiten des Intra-
nets erreichbar; www.evkirchepfalz.de
versteht sich als Portal zu den verschie-
denen Arbeitsbereichen.

Mit der öffentlichen Verkündigung
der christlichen Botschaft im Rundfunk
und Fernsehen kommt die Kirche ihrem
ureigensten Auftrag nach. In Deutsch-
land ist diese Rundfunkverkündigung
verfassungsrechtlich verankert. In den
Landesrundfunkgesetzen und Staatsver-
trägen sind die „Drittsenderechte“
unterschiedlich weit gefasst und neh-
men auch die privaten Rundfunkveran-
stalter in die Pflicht. Auch im privaten
Hörfunk finden sich Verkündigungsfor-
mate. Mit den Verkündigungssendun-
gen erreichen wir in unserem und den
angrenzenden Gebieten bis zu 919 000
Hörer, quer durch alle Altersgruppen
und Milieus. Unsere Autoren sind mit
ihren Beiträgen täglich zu hören.

Seit 2010 ist unsere Landeskirche
auch im Bereich der sozialen Netz-
werke aktiv. Diese, allen voran Face-
book, aber auch soziale Medienportale
wie das Videoportal YouTube, ver-
zeichnen enorme Wachstumsraten; im
Frühjahr 2012 waren es allein auf Face-
book 850 Millionen Nutzer weltweit,
22 Millionen davon in Deutschland. In
den Netzwerken entstehen digitale Ab-
bilder der analogen Gesellschaft. Hin-
ter den Text- und Bildnachrichten, die
hier ausgetauscht werden, stehen reale
Personen mit denselben Interessensla-
gen, Überzeugungen, Wünschen, Hoff-
nungen, Krisen und Glau-
benshaltungen wie im
„echten Leben“. Der Aus-
tausch über Glaubensthe-
men, die Meinungsbil-
dung zu Kirche und Reli-
gion findet mittlerweile
auch und gerade online
statt. Für viele Menschen
ist es sogar der einzige
Ort, wo sie dieser Thema-
tik begegnen oder aktiv
Informationen und Ge-
spräche suchen. Auch seelsorgerliche
Anliegen werden hier formuliert.

Freilich gibt es aktuell wohl kaum
einen anderen Bereich, in dem Chancen
und Risiken so heftig diskutiert werden
wie hier. Zu den Risiken gehören Fra-
gen des Datenschutzes und der Privat-
sphäre, Cyber-mobbing und Krimina-
lität. Demgegenüber motivieren uns für
das kirchliche Engagement die Chan-
cen in den sozialen Netzen und das An-
liegen, dieses Engagement als eigenes
Handlungsfeld zu etablieren. Die Risi-
ken sind gerade kein Grund, diesen Be-
reich zu meiden, sondern im Gegenteil
als Herausforderung für die Kirche zu
sehen, auch hier Menschen in Krisensi-
tuationen beizustehen. 

Es wird darauf ankommen, diese
neuen Kommunikationsräume zu er-
schließen – ohne Scheu vor öffentlicher

Kritik und mit dem Mut, auf die Kom-
petenzen der vielen Menschen zu ver-
trauen, die sich bereits in den Netzen
tummeln und unsere Kirche konstruktiv
mitgestalten wollen. Auch hier greift
unser Anliegen, im Bereich Medienbil-
dung Interessierten technische Ein-
stiegshilfen ebenso zu geben wie die
Kompetenz der Informationsbeschaf-
fung, der Einordnung und der Urteils-
kritik zu vermitteln.

Die Aufgabe der Verantwortlichen
der kirchlichen Medienarbeit ist es, den
stets in Bewegung befindlichen
„Markt“ der sozialen Netze zu beob-
achten, gerade auch im Blick auf die
jeweiligen Sicherheits- und Daten-
schutzeinstellungen, um hier kompe-
tente Beratung zu ermöglichen. In die-
sem Zusammenhang hat die Landeskir-
che auch „Social Media Guidelines“
entwickelt, die hilfreiche Ratschläge
für kirchliche Mitarbeiter zu ihrem
Auftreten in den Netzen geben.

Das Beispiel der sozialen Netz-
werke zeigt gerade angesichts der viel-
fältigen technischen Möglichkeiten und
der unüberschaubaren Kommunika-
tionsprozesse, wie wichtig eine ethi-
sche Orientierung im Medienbereich
insgesamt ist. Neben den Dauerbren-
nern wie Gewalt, Sensations- oder An-
passungsjournalismus und Manipula-

tion muss es den Kirchen
auch um wirtschaftliche
und soziale Fragen gehen.

Wer Medien und Ethik
zusammendenkt, kann ge-
wiss über Demokratie und
Freiheit, Meinungs- und
Angebotsvielfalt reden,
muss aber auch Fragen
stellen zu Monopolisie-
rung und Machtverschie-
bung. Wenn Information
und Kommunikation zur

reinen Ware werden, wenn der einzelne
Nutzer nicht mehr Individuum ist, son-
dern nur noch Einschaltquotient oder
Datenlieferant – wenn also nur noch
der verrechenbare Wert eines Menschen
zählt –, dann muss über den wahren
Menschen im Gegensatz zur Ware
Mensch gesprochen werden.

Dies geht einher mit dem Befund
aus empirischen Untersuchungen, dass
die Chancen auf den Zugang zu Kom-
munikationstechniken ungleich verteilt
und stark von sozialen Faktoren abhän-
gig sind. Wer Zugang hat zu modernen
Kommunikationstechniken, hat bessere
soziale und wirtschaftliche Entwick-
lungschancen. Gegen diese digitale
Spaltung der Gesellschaft muss nicht
nur eine evangelische Medienethik ihr
Bild einer „inklusiven Medienkultur“
setzen.                 Wolfgang Schumacher 

Dokumentation

Auch die biblische Botschaft ist Thema in den neuen Medien: Die „Twitter-Bibel“ beim Evangelischen Kirchentag 2009 in Bremen.                                                           (Foto: epd)

Die gute Nachricht 
und die vielen Meldungen
Wolfgang Schumacher über kirchliche Kommunikation in der Mediengesellschaft
Führende deutsche Journalisten halten Ideologiekritik am Christentum und
den Kirchen laut einer Studie des Exzellenzclusters „Religion und Politik“ der
Universität Münster mehrheitlich für überholt. „Die meisten Meinungsma-
cher sehen eine kulturelle Renaissance der christlichen Religion“, heißt es in
der Untersuchung. Die befragten Chefredakteure und Kommentatoren be-
trachten das Christentum als legitime Kraft zur Sicherung der öffentlichen

Moral und der gesellschaftlichen Integration. Außerdem nehmen sie eine be-
trächtliche Zunahme der öffentlichen Sichtbarkeit von Religion wahr. Das, so
die Autoren der Studie, war vor etwas mehr als einem Jahrzehnt noch anders.
Damals sahen Journalisten und Intellektuelle im Christentum einen „Hemm-
schuh der Moderne“ oder einfach einen „Aberglauben“. Die Kirchen wurden
als gesellschaftliche Randerscheinung betrachtet. 
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In seinem Referat verglich Ulrich
Manz, Vorsitzender der Geschäfts-
führung der Agentur für Arbeit
Mannheim, zunächst die Rahmenbe-
dingungen am Ausbildungsstellen-
markt in Deutschland im Ausbil-
dungsjahr 2004/2005 mit der gegen-
wärtigen Situation. Dabei stellte er
fest, dass die heutige Bewerberzahl
zwar deutlich geringer ist, aber den-
noch relativ viele Jugendliche aus
verschiedenen Gründen nicht in Aus-
bildungsverhältnisse kommen. Nach
wie vor bleibe also ein wichtiges Po-
tenzial ungenutzt.

Manz stellte die Strategie vor,
wie in Mannheim versucht wird, die
Zahl der erfolgreich abgeschlosse-
nen Ausbildungsverhältnisse zu er-
höhen. Er berichtete, dass mit In-
krafttreten des Sozialgesetzbuches II
zur Grundsicherung für Arbeitssu-
chende (SGB II) vertraglich verein-
bart wurde, im Jobcenter Mannheim
eine eigene Abteilung für die Betreu-
ung der unter 25-jährigen jungen
Menschen einzurichten: das Jobcen-
ter „Junges Mannheim“.

Zentrales Förderinstrument von
„Junges Mannheim“ sei dabei „Jump
Plus“. „Jump Plus“ verfolge das
Prinzip der schnellen Aktivierung
durch Sofortangebote am Tag der
Antragstellung. Arbeitsfähige junge
Menschen erhalten nur dann Trans-
ferleistungen, wenn sie bereit sind,
sich in Arbeit, Ausbildung oder ein
Praktikum vermitteln zu lassen.

Dahinter, so Manz, stehe fol-
gende Strategie: Bei Antragstellung
erfolgt eine qualifizierte Erstbera-
tung zur Klärung vorrangiger An-
sprüche wie BAföG, Berufsausbil-
dungsbeihilfe, Unterhalt und so wei-
ter. Im nächsten Schritt wird bei Vor-
liegen entsprechender Qualifikation
die sofortige Vermittlung in Arbeit
oder Ausbildung geprüft. Vermittler
und Berufsberater werden hinzuge-
zogen. Ist ein sofortiges Selbsthilfe-
potenzial nicht zu erkennen, erfolgt
eine unmittelbare Beschäftigung
oder Qualifizierung in „Jump Plus“,
etwa ein individuell zugeschnittenes
Praktikum. Die Strate-
gie von „Jump Plus“ ist
ausgerichtet auf den
allgemeinen Arbeits-
markt mit folgenden
Eckpunkten: Die kon-
sequente individuelle
Förderung durch eine
große Vielfalt an Prak-
tikumsplätzen, die so
marktnah wie möglich
sein sollen. Der Gefahr
individuellen Schei-
terns durch Abbruch der Teilnahme
soll durch die Möglichkeit des
Wechselns mit einer neuen Chance
der Erprobung entgegengewirkt wer-
den. Aufsuchende Hilfen bei Kun-
den, die „abtauchen“ und eine hohe
Betreuungsdichte durch Mitarbeiter
mit Fallmanagementkompetenz er-
gänzen die Strategie.

Der Erfolg von „Jump Plus“
spreche dabei für sich: Bis Septem-
ber 2012 erfolgten insgesamt 5980
Integrationen. Die Anzahl der Ar-
beitslosen sank von 1200 im Juni
2005 auf nur noch 67 im Oktober
2012. Gleichwohl, so Manz, hätten
die ersten sieben Jahre gezeigt, dass
es weiterhin Optimierungsbedarf
gebe. Eine Optimierung der Förde-
rung sei 2012 durch eine Instrumen-
tenreform angestrebt worden, die ei-
nige Flexibilisierungen und Deregu-
lierungen im Bereich der Freien För-
derung nach SGB II ermögliche.
Trotz insgesamt zurückgehender

Mittel für Eingliede-
rungsleistungen und re-
duziertem Personal
könnten so die Hand-
lungsspielräume vor
Ort noch vergrößert
werden. Außerdem
rückten Effizienz und
Wirtschaftlichkeit stär-
ker in den Mittelpunkt
der Bemühungen, und
aufgrund der gesetz-
lichen Anpassungen

könne die Förderung flexibler am
Einzelfall ausgerichtet werden.

Als Fazit hob Manz hervor, dass
trotz verbesserter Aussichten auf
dem Ausbildungsstellenmarkt nach
wie vor zu viele benachteiligte Ju-
gendliche außen vor blieben. Diese
würden jedoch künftig als qualifi-
zierte Fachkräfte auf dem Arbeits-

Werkstatt

Nach wie 

vor sind 

zu viele 

benachteiligte 

Jugendliche

 arbeitslos.

Förderung unverzichtbar
Arbeitskreis Kirche und Wirtschaft über Integration

„Chancen und Grenzen der Arbeitsmarktintegration“ war das Thema einer Diskussionsrunde des Arbeitskrei-
ses Kirche – Wirtschaft, zu der die Katholische Akademie Rhein-Neckar, die Industrieverbände Neustadt an
der Weinstraße und die Evangelische Akademie der Pfalz am 13. November 2012 ins Heinrich-Pesch-Haus in
Ludwigshafen eingeladen hatten. Besondere Gäste waren der katholische Bischof Karl-Heinz Wiesemann, Kir-
chenpräsident Christian Schad sowie der Präsident der Industrieverbände Neustadt, Eduard Kulenkamp. 

markt dringend benötigt werden; je
nach Studie müsse bis 2025 mit ei-
ner Fachkräftelücke zwischen zwei
und über fünf Millionen Arbeitskräf-
ten gerechnet werden.

Vinzenz du Bellier, Caritas-Di-
rektor der Diözese Speyer, wies in
seinem Co-Statement darauf hin,
dass es gesellschaftlich nicht hin-
nehmbar sei, junge Menschen nicht
an Bildung, Ausbildung und Er-
werbsarbeit teilhaben zu lassen.
Allerdings habe sich in den vergan-
genen Jahren eine Tendenz gezeigt,
wonach Betriebe Stellen eher unbe-
setzt ließen, anstatt in die Ausbil-
dung junger Menschen mit erhöhtem
Förderbedarf zu investieren.

Aufgrund der Praxiserfahrungen
der Dienste und Einrichtungen der
Caritas forderte du Bellier ein inklu-
sives Schulsystem, in dem Kinder
und Jugendliche individuell geför-
dert werden. Qualifizierte Ganztags-
schulkonzepte und Schulsozialarbeit
sollten zumindest an Haupt- und
Förderschulen sowie an Berufsbil-
denden Schulen flächendeckend ein-
geführt und dauerhaft finanziert wer-
den. Angesichts der unterschied-
lichen Lebenslagen und Vorausset-
zungen benachteiligter Jugendlicher
reichten unverbunden nebeneinander
stehende Einzelprogramme zur För-
derung nicht aus. Vielmehr sei es
notwendig, die Vielzahl der Einzel-
programme am Übergang von der
Schule zum Beruf zu einer Gesamt-
strategie zusammenzuführen, damit
diese ihre Wirkung entfalten können.
Aber auch an den weiteren Übergän-
gen, etwa nach der Beendigung von
beruflichen Fördermaßnahmen oder
einer Ausbildung, bräuchten benach-
teiligte junge Menschen eine Per-
spektive sowie verlässliche Unter-
stützung bei der Bewältigung dieser
Übergänge, so du Bellier.

Eduard Kulenkamp bezeichnete
die Öffnung des Ausbildungs- und
Arbeitsmarkts für benachteiligte Ju-
gendliche als eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe, der sich auch
die Industrie vor dem Hintergrund
der demografischen Herausforderun-
gen mit Nachdruck  widme. Gerade
die Industrieverbände hätten dabei
Wege geebnet, die eine individuelle
Förderung naturwissenschaftlicher
Interessen schon in der Kindertages-
stätte und in der Grundschule erlaub-
ten. Unternehmen und Verbände
kümmerten sich um die Förderung
der Ausbildungsfähigkeit von Ju-
gendlichen.

In der Metall- und Elektroindus-
trie, so Kulenkamp, wurde kürzlich
ein Tarifvertrag zur Integration Ju-
gendlicher in die Berufsausbildung
abgeschlossen. Die Verbände wirk-
ten am Runden Tisch der rheinland-
pfälzischen Regierung zu diesem
Thema mit. Ein weiterer Tarifvertrag
stelle grundsätzlich die unbefristete
Übernahme der ausgebildeten Ju-
gendlichen sicher.       Martin Schuck

Haben besonderen Förderbedarf: Arbeitslose Jugendliche und junge Erwachsene.                                                       (Foto: epd)



Herr Professor Lingnau, was hat
Sie motiviert, bei der Evangelischen
Akademie der Pfalz mitzuarbeiten?

Herr Picker war vor einiger Zeit
mit der Idee eines gemeinsamen Pro-
jektes im Bereich Wirtschaftsethik
an mich herangetreten. Die gemein-
same Arbeit an diesem Projekt hat
mich so begeistert, dass ich gerne
bereit war, die Zusammenarbeit
durch Mitarbeit im Vorstand des Ver-
eins der Freunde zu verstetigen. 

Sehen Sie in Ihrem beruflichen Um-
feld Anknüpfungspunkte für kirchli-
che Handlungsfelder?

Aufgabe von Kirche ist es mei-
nes Erachtens, für die Menschen da
zu sein, und das umfasst auch ler-
nende, lehrende und forschende
Menschen an einer Universität. Die
Wissenschaft als Handlungsfeld wird
von den Kirchen aus meiner Sicht
nur eingeschränkt wahrgenommen.
Es fehlt an wissenschaftlich an-
schlussfähigen christlich fundierten
Aussagen. So verwundert es dann
nicht, dass die Ansicht weit verbrei-
tet ist, Kirche habe außerhalb von
Gottesdiensten nichts zu sagen.  

Wo sehen Sie Ansatzpunkte für Ge-
spräche zwischen Kirche und Wirt-
schaft? Können die Wirtschaftswis-
senschaften dazu etwas Spezifisches
beitragen?

Ansatzpunkte sehe ich da, wo auf
beiden Seiten ideologische Engfüh-
rungen und Vorurteile aufgegeben
werden. Die Wirtschaftswissenschaf-
ten könnten hier wie ein Katalysator
wirken. So ist etwa die Bedeutung
gemeinsamer Werte als Vorausset-
zung für erfolgreiches Wirtschaften
wissenschaftlich unumstritten. Die
Wirtschaftswissenschaften könnten
hier Kirche als Wertespezialisten
und Unternehmen als Wertenachfra-
ger zusammenbringen und gleichzei-
tig als weitere Komponente ökono-
mische Expertise mit einbringen. 

Was erwarten Sie von der Jungen
Akademie Wirtschaft? 

Ich hoffe, dass die Veranstaltun-
gen der Jungen Akademie die Teil-
nehmer befähigen, quer zu denken,
die Komplexität aber auch die Be-
deutung ökonomischer Fragen für
unser tägliches (Über-)Leben zu ver-
stehen und konstruktiv-kritisch zu
analysieren, um so ihre persönliche
Verantwortung für die Mitgestaltung
unserer Welt wahrzunehmen. 

Welchen Nutzen kann aus Ihrer Sicht
die evangelische Kirche aus den
evangelischen Akademien ziehen?

Die Akademien stellen für mich
ein Fenster zur Wissenschaft dar. Sie
bieten die Chance, dem seit der Auf-
klärung gestörten Verhältnis von
Glaube und Wissenschaft neues Le-
ben einzuhauchen. Gerade in unserer
Wissensgesellschaft stellt für mich
ein intellektuell redlicher Glaube ei-
nen zentralen Punkt dar, um dem Be-
deutungsverlust der christlichen Kir-
chen entgegenzuwirken. Wenn Glau-
ben nicht Nicht-Wissen, sondern
mehr als Wissen sein soll, dann muss
er sich mit dem sich rasant entwi-
ckelnden Wissen weiterentwickeln,
um nicht vom Wissen verdrängt zu
werden. Hier können die Akademien
immer wieder auf diese herausfor-
dernde Aufgabe der Weiterentwick-
lung des Glaubens hinweisen und
den Kontakt zur Wissenschaft nicht
abreißen lassen. 

Menschen

Fenster zur Wissenschaft
Die Weiterentwicklung des Glaubens zur Aufgabe machen

Volker Lingnau, Inhaber des Lehrstuhls „Unternehmensrechnung und Controlling“ an der Technischen Univer-
sität Kaiserslautern, ist Mitglied im Beirat „Junge Akademie Wirtschaft“ und im Vorstand der Gesellschaft der
Freunde der Evangelischen Akademie der Pfalz. Martin Schuck sprach mit dem aus Berlin stammenden Wirt-
schaftsingenieur, der neben seiner Tätigkeit in Kaiserslautern auch als außerordentlicher Professor an der Uni-
wersytet Zielonogórski in Polen lehrt, über seine Motivation zur Mitarbeit in der Evangelischen Akademie.

Volker Lingnau.                      (Foto: pv)

Freunde suchen Freunde

Einladung zur Mitgliedschaft. Wir unterstützen und beglei-

ten die Arbeit der Akademie. Wir setzen uns mit Fragen der Zeit

auseinander, am liebsten gemeinsam mit anderen. Mit unseren Ak-

tivitäten wollen wir unserer Region neue Impulse geben und einen

Dialog aktueller Themen ermöglichen. Wir engagieren uns nicht

nur persönlich und finanziell ,  sondern auch ganz bewusst durch

eigene Veranstaltungen wie Vorträge, Ta     gungen und Publikationen.

Unser Jahresbeitrag beträgt 30 Euro. Auch über zusätzliche Spenden freuen wir uns

und stellen Ihnen auf Wunsch eine steuerlich anerkannte Spendenbescheinigung aus.

Ihre  Vorte i le  a ls  Mitg l ied: �  Sie werden zu den Veranstaltungen der Akade-

mie und des Freundeskreises eingeladen. � Sie werden bei Veranstaltungen mit be-

grenzter Teilnehmerzahl bevorzugt.  �  Sie erhalten kostenlos die Akademiezeitung

Protexte und Informationen über weitere Veröffentlichungen.

Gesellschaft der Freunde 
der Evangelischen Akademie 

der Pfalz e.V.

So werden Sie Mitglied:

Rufen Sie uns einfach an, 

wir schicken Ihnen die Bei-

trittserklärung mit allen wei-

teren Informationen, 

Telefon 0 63 41 / 9 68 90-30,

oder schicken Sie uns eine 

e-mail: info@eapfalz.de. 

Oder schreiben Sie uns kurz:

Evangelische 

Akademie der Pfalz,

Luitpoldstr. 10, 76829 Landau

Werner Simon, Vorsitzender

Nachruf
Die Evangelische Akademie trauert
um Dr. Andreas Herting. Der Grün-
dungsvorsitzende der Gesellschaft
der Freunde der Evangelischen Aka-
demie ist am 12. November nach
kurzer schwerer Krankheit im Alter
von 71 Jahren gestorben. Über 15
Jahre lang hatte er den Vorsitz inne.
Dem Kuratorium der Evangelischen
Akademie gehörte er zunächst als
beratendes, dann als reguläres Mit-
glied an. Mit seiner ruhigen und kla-
ren Art half er bei wichtigen Ent-
scheidungen. Als Mitglied der rö-
misch-katholischen Kirche stand er
dabei auch für ein unverkrampftes
ökumenisches Miteinander.

Die Gesellschaft der Freunde
führte Herting klug, zuverlässig, ein-
fühlsam und fröhlich – er verstand
sie nicht nur als „Förderverein“ son-
dern als „Freundeskreis“, der Men-
schen verbindet. Als Hauptgeschäfts-
führer der Industrie- und Handels-
kammer Pfalz stellte er wichtige
Kontakte zur Wirtschaft her und öff-
nete uns die Türen des Dienstleis-
tungszentrums in Ludwigshafen. Bis
heute sind wir bei der IHK mit den
Mitgliederversammlungen der Ge-
sellschaft der Freunde zu Gast. Auch
der von der Gesellschaft der Freunde
geförderte Jugendpreis der Akade-
mie wird in Ludwigshafen verliehen.
Mit besonderem Interesse verfolgte
Herting den Aufbau der Jungen Aka-
demie Wirtschaft. Er hätte sich hier
gerne noch aktiv engagiert. Dazu ist
es leider nicht mehr gekommen.

Dr. Andreas Herting fehlt uns.
Ein Trost ist uns ein Vers des Apos-
tels Paulus aus dem Philipperbrief:
„Ich bin ganz sicher: Gott hat in
euch das gute Werk angefangen und
wird es auch vollenden bis an den
Tag Jesu Christi.“    Christoph Picker



Globale Krisen, in denen diplomati-
sche Ressorts verletzt werden und
sogar Menschen zu Tode kommen,
lassen sich mit verhältnismäßig be-
scheidenen Mitteln wie einem Inter-
netzugang und einer Videokamera
initiieren. Die Verbreitung dieser
Darstellungen durch das Internet
führt zu gesellschaftlich und poli-
tisch brisanten Prozessen. Insbeson-
dere religiöse Darstellungen, wie die
mediale Aufbereitung von religiösen
Selbstzeugnissen oder die Diskredi-
tierung von Inhalt und Form anderer
Religionen, finden sich in großer
Zahl auf selbstverantworteten Platt-
formen wie Youtube. Mitunter die-
nen diese Inhalte auch als Legitima-
tionsfolie für politische oder religi-
öse Handlungsaufforderungen.

Oft werden bereits durch die An-
kündigung eines Bildes, einer Kari-
katur, eines Schmähfilmes oder eines
Textes weltweite Bedrohungsszena-
rien vorbereitet. Wer bestimmt aber
den Umgang mit Videos, Bildern
und Texten? Wer erlangt auf welche
Weise die Deutungshoheit über die
Inhalte, und wie kann in der multi-
medialen Bilderwelt mit diesen Phä-
nomenen umgegangen werden? Kön-
nen die Regeln dieser Felder über-
haupt noch kontrolliert werden?

Drei Bereiche sollen bei der Ta-
gung zur Sprache kommen: Zum ei-
nen soll es um die gesellschaftliche
Rolle der sogenannten „social me-
dia“ gehen: Welche Funktion haben

Blogs, Twitter und ähnliche Formate
im Grenzbereich zwischen demokra-
tischen Prozessen und Radikalisie-
rungen? Außerdem sollen die propa-
gandistischen und destruktiven Po-
tenziale von radikalen religiösen
Websites, Youtube-Videos und Pod-
casts in den Blick genommen wer-
den. So wird ein schonungsloser
Blick auf den im Internet stattfin-
denden Djihadismus ermöglicht.

Dem Beobachter erschließt sich
die eigenartige Ikonografie des Net-
zes, die es zu analysieren gilt: Ge-
fragt wird nach dem Weg, der, aus-
gehend von der Texthermeneutik
herkömmlichen Art und diese gleich-
zeitig überbietend, die Befähigung
liefert für eine die genannten He -
raus for de run gen bewältigende Me-
dienkompetenz.

Es referieren: Jörg Friedrich, Au-
tor von „Kritik der vernetzten Ver-
nunft“, Thema: Potenziale des World
Wide Web; Professor Caja Thimm,
Universität Bonn, Thema: Social
Media; Christoph Kappes, Politikbe-
rater in Hamburg, Thema: Informa-
tionsauswahl und Aufbereitung; Ca-
nan Topcu, Journalistin in Frankfurt
am Main, Thema: Neue Medien in
islamischen Ländern; Udo Simon,
Universität Heidelberg, Herausgeber
des Buches „Ritual, Media and Con-
flict“, Thema: Ritualisierte Konflikte
und die Rolle der Medien; Mina al-
Lami, Universität London, Thema:
Djihad-Medien (angefragt).

Service

Akademieprogramm
Stand November 2012

8. Januar 2013, 19 Uhr, 
Akademiegespräch in Landau, Kulturzentrum Altes Kaufhaus
Bildung ohne Religion? – Zum kulturellen Beitrag 
von Kirchen und Religionsgemeinschaften
Referenten: Prof. Micha Brumlik (Publizist und Erziehungswissen-
schaftler, Universität Frankfurt am Main) und Prof. Friedrich
Schweitzer (Theologe, Universität Tübingen). Im Rahmen der
Landauer Akademiegespräche im Winterhalbjahr 2012/ 2013 zum
Thema „Zivilgesellschaft und Religion – Weltanschauliche Orien-
tierung und freiheitliche Ordnung“.

18. und 19. Januar 2013, Tagung in Landau, 
Protestantisches Bildungszentrum Butenschoen-Haus
450 Jahre Heidelberger Katechismus – 
Erfolgsgeschichte und Bedeutung eines Klassikers 
der Christentumsgeschichte
Zum Auftakt des Jubiläumsjahrs fragen wir, wie der pfälzische
Bestseller „Heidelberger Katechismus“ entstanden ist und wie er
verbreitet wurde. Zu Gast sind der Heidelberger Kirchenhistoriker
Prof. Johannes Ehmann und der Altmeister reformierter Theologie
Prof. Eberhard Busch. In Zusammenarbeit mit dem Verein für Pfäl-
zische Kirchengeschichte und dem Verein für Kirchengeschichte in
der Evangelischen Landeskirche in Baden.

23. Januar 2013, 19 Uhr, 
Akademiegespräch in Landau, Kulturzentrum Altes Kaufhaus
Wohin steuern die Kirchen? – Zwischen karitativem 
Engagement und modernem Religionsmarkt
Kirchliche Träger konkurrieren zunehmend auf einem hart um-
kämpften Sozialmarkt mit anderen Anbietern. Wie reagieren die
Kirchen, wenn der wirtschaftliche Druck steigt? Referenten: Rita
Waschbüsch (Bundesvorsitzende von donum vitae, Staatsministerin
a.D.), Prof. Michael Welker (Theologe, Universität Heidelberg). Im
Rahmen der Landauer Akademiegespräche im Winterhalbjahr
2012/2013 zum Thema „Zivilgesellschaft und Religion – Weltan-
schauliche Orientierung und freiheitliche Ordnung“.

6. Februar 2013, 19 Uhr, Christlich-islamischer 
Gesprächskreis in Ludwigshafen, Alemi Islam Moschee
Christen und Muslime lesen gemeinsam Bibel und Koran –
Die Schöpfungs- und Paradiesgeschichten
In der neuen Gesprächsreihe stehen die Bibel und der Koran im
Mittelpunkt. An drei Abenden – 6. Februar, 3. Juli und 4. Dezem-
ber – lesen Christen und Muslime gemeinsam ausgewählte Texte
der beiden Heiligen Schriften und erkunden Gemeinsamkeiten,
Ähnlichkeiten und Unterschiede. Für die Teilnahme ist eine An-
meldung erforderlich.

22. und 23. Februar 2013, Tagung in Landau, 
Protestantisches Bildungszentrum Butenschoen-Haus
The making of enemies – Wie ich mir Feinde mache
Medien, Religion und die Politik der Straße

1. März 2013, 19 Uhr, 
Akademiegespräch in Landau, Kulturzentrum Altes Kaufhaus
Fundamente der Freiheit – 
Weltanschauliche Grundlagen des säkularen Staates
In modernen Gesellschaften wird zwischen Kirche und Staat klar
unterschieden. Was bedeutet „weltanschauliche Neutralität“ des
Staates? Referenten: Prof. Bernhard Vogel (Ministerpräsident
a.D.), Prof. Johano Strasser (Präsident des PEN Zentrums
Deutschland), Günther Beckstein (Ministerpräsident a.D., ange-
fragt). Im Rahmen der Landauer Akademiegespräche im Winter-
halbjahr 2012/2013 zum Thema „Zivilgesellschaft und Religion –
Weltanschauliche Orientierung und freiheitliche Ordnung“.

Was wollen Sie wissen?

Vorname Name

Straße/Nr.

PLZ/Ort

Tel. privat Tel. dienstlich

e-mail Beruf

So kommen Sie an mehr Informationen: Rufen
Sie uns an unter 0 63 41 / 9 68 90-30 oder füllen Sie diesen
Coupon aus. Sie können ihn uns faxen unter
0 63 41/ 9 68 90-33 oder mit der Post schicken: Evangeli-
sche Akade mie der Pfalz, Luitpoldstr. 10, 76829 Landau.
Wer schnell an ganz aktuelle Informationen kommen
will ,  besucht uns im Internet unter www.eapfalz.de

How to make an enemy
Die Entwicklung der neuen Medien hat auch die Möglichkeiten der welt-
weiten Verbreitung von religiösen Inhalten erweitert. Aber nicht nur die
Inhalte, sondern die Art der Präsentation selbst wird zum Programm.
Die von Georg Wenz, Studienleiter der Evangelischen Akademie und Is-
lambeauftragter der Evangelischen Kirche der Pfalz, geleitete Tagung in
Kooperation mit der Evangelischen Akademie Baden und der schwedi-
schen Sigtunastiftelsen geht diesem Problemkreis nach.

e-mail: info@eapfalz.de � www.eapfalz.de


